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Verzweiflung des Volkes schlieBlich gegen die Demokratie richten
wiirde, die nicht mehr imstande ist, ihren Biirgern eine ausreichende
Existenz zu sichern.

Das war der Grund, weshalb die schweizerische Arbeiterschaft in
Verbindung mit Bauern und Angestellten die Kriseninitiative vor das
Volk gebracht hat. Die Kriseninitiative will sowohl die Deflation wie
die Abwertung vermeiden. Durch organisierte Krisenbekampfung
wird sie die Inlandwirtschaft intakt halten und dem Export durch
weitgehende staatliche Forderung iiber die Depressionszeit hinweg-
helfen. Die Kriseninitiative ist meines Erachtens der einzige Weg, um
mit der Abbaupolitik SchluB zu machen, ohne den Schweizerfranken
abzuwerten. In bezug auf diesen Weg sind zweifellos alle Kreise der
Arbeiterbewegung einig, wihrend die Stellung zur Frage der Abwer-
tung im iibrigen umstritten sein diirfte. Fiir den Fall jedoch, dal die
Politik der Kriseninitiative durch das GroBkapital verunmoglicht
wiirde, miiBte sich das Problem der Devalvation erneut stellen; denn
die schweizerische Arbeiterschait kénnte unter keinen Umstéinden eine
Weiterfiihrung der Lohn- und Preissenkungspolitik dulden. Doch wenn
es gelingt, alle abbaugegnerischen Krifte zu mobilisieren — und das
muB moglich sein —, so wird die Kriseninitiative angenommen und
verwirklicht werden.

»Zundchst einmal 20 Prozent«

Bemerkungen zum Abbauprogramm des Handels- und Industrievereins.
Von V.Gawronsky.

Wir leiden zur Zeit an einer Inflation — allerdings nicht an einer
Banknoteninflation, sondern an einer Inflation von Deflationsprogram-
men. Innert weniger als einem Vierteljahr haben wir drei bedeutsame
Kundgebungen fiir den Abbau der Preise und Lohne erlebt, von den
minder wichtigen und denen mehr lokalen Charakters ganz zu schwei-
gen: die Aarauer Rede von Bundesrat SchultheB, die Eingabe des
Gewerbeverbandes an die oberste Landesbehdrde und die Eingabe des
Handels- und Industrievereins, betitelt: »Anschlull an die Weltwirt-
schaft!«

Bevor wir uns dem eigentlichen Thema unserer Ausfiihrungen zu-
wenden, der Betrachtung des zuletzt genannten Abbauprogrammes, sei
darauf hingewiesen, da — von den mutmafilichen Wirkungen des Ab-
baus selbst ganz abgesehen — bereits durch die dauernde Wieder-
holung von Abbauforderungen ein wirtschaftlicher Effekt erzielt wird,
der niemanden, auch nicht den Abbaufreunden, erwiinscht sein kann.
Die Abbaufreunde wollen durch ihre Propaganda méglichst breite
Volkskreise von der Notwendigkeit und Unumginglichkeit einer Sen-
kung der Preise und Léhne iiberzeugen. Was aber geschieht, wenn ihre
Ueberredungskiinste wirklich Erfolg haben? Das, was bei jeder Ab-
baupsychose eintritt: daB namlich die breiten Massen sich bei Ein-
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kidufen jeder Art auf das Allernotwendigste und Unentbehrlichste be-
schrinken — die einen in der Hoffnung, in nicht allzu langer Zeit die-
selben Waren zu einem niedrigeren Preise erstehen zu konnen, und die
anderen aus Furcht, dafl auch sie die bittere Pille des Lohnabbaus
demnichst werden schlucken miissen. Aber diese Zuriickhaltung bleibt
nicht auf die breiten Massen der Konsumenten beschrinkt — alle
Kreise der Wirtschaft, Kaufleute, Industrielle, Landwirte, Gewerbe-
treibende werden, sobald sie einmal von der Abbaupsychose erfalBt
sind, bei Anschaffungen, Auftrigen und Bestellungen aller Art dieselbe
Vorsicht walten lassen. Warum ein Haus bauen, warum eine Maschine
installieren, warum eine aufschiebbare Reparatur ausfiihren lassen,
wenn man doch in sechs Monaten oder in einem Jahre alles fiir weniger
Geld haben kann? Das ist die Stimmung, die durch die Deflations-
propaganda des Gewerbeverbandes und des Handels- und Industrie-
vereins nur allzu leicht erzeugt werden kdnnte. Als Frucht eines
solchen stimmungsmifBig begriindeten Verhaltens aber tritt ein all-
gemeiner Riickdang der Beschiftigungsmdoglichkeiten, eine Lihmung
der Produktion, eine Verschiarfung der Krise ein. Es laflt sich nicht
voraussagen, ob die bisherige Abbaupropaganda bereits geniigt, um
breitere Volkskreise zu einer willkiirlichen Zuriickhaltung ihrer Kauf-
kraft zu veranlassen. Wenn dieses, wie wir hoffen méchten, nicht
der Fall ist, dann liegt der Verdienst zu einem guten Teile bei den
Anhiéngern der Kriseninitiative, die der Verbreitung der Abbau-
psychose rechtzeitig entgegengetreten sind und dem Volke klarzu-
machen suchten, dall der allgemeine Abbau, volkswirtschaftlich be-
trachtet, weder notwendig noch erwiinscht ist.

Wir haben diese Feststellungen vorweggenommen, um zu zeigen,
dal} diejenigen Kreise und Verbidnde, die sich auf eine Propagicrung
und Popularisierung der Abbauforderungen versteift haben. eine Ver-
antwortung gegeniiber der Volkswirtschaft auf sich nehmen, die keines-
wegs leicht wiegt. Wenn aber die Abbaupropaganda eher krisenver-
schiarfend wirkt — ist der Abbau selbst wenigstens imstande, eine
Besserung der Konjunktur herbeizufithren oder ist er unerliafilich, um
ein weiteres Absinken der Wirtschaftskurve zu verhindern?

Betrachten wir einmal das Abbauprogramm des Handels- und In-
dustrievereins etwas ndher! »Anschlufl an die Weltwirtschaft!« nennt
es sich, und was es fordert, das ist ein durchgéngiger Abbau der Kosten
der Produktion und der Lebenshaltung, der sich »auf alle Gebiete der
wirtschaftiichen Tdtigkeit erstrecken« mufl und »zundchst einmal 20
Prozent« betragen soll. Als Mafnahmen zur Kostensenkung werden
aufgezihlt: Abbau der Besoldungen, Pensionen und Extravergiitungen,
Abbau der Arbeitslosen- und Krisenunterstiitzung, der Lohnentschadi-
gungen fiir Notstandsarbeiten, ferner Abbau der Tarife fiir elek-
trischen Strom, Gas und Wasser. Nicht fehlen darf eine Kiirzung der
Versicherungsleistungen bei Krankheit und Unfall, wobei ausdriicklich
gefordert wird, daBl »gegen den Miflbrauch sozialer Institutionen ins-
besondere auf dem Gebiete des Versicherungswesens mit allem Nach-
druck vorgegangen werde«. Ein besonderes Kapitel widmet die Ein-
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gabe der »Anpassung der steuerlichen Belastung«, wobei sie von der
Voraussetzung ausgeht, dall »in der Schweiz das ertriagliche Mal} nicht
nur erreicht, sondern bereits iiberschritten ist«, Sie weist darauf hin,
dall andere Staaten — wie England und Deutschland — sich bemfihen,
durch Steuerermidfligungen der Notlage ihrer Industrie Kechnung zu
tragen. Dabei scheinen die Verfasser der Eingabe nicht zu wissen, dal}
die Steuerlast in Deutschland 30 Prozent, in ¥ngland 27 Prozent, in
der Schweiz aber nur 12 Prozent des Volkseinkommens betriigt.

Das Abbauprogramm des Handels- und Industrievereins stellt ein
Sammelsurium von Vorschligen dar, {iber die jedem Riickschrittler
das Herz im Leibe lachen wird. Mir nichts, dir nichts sollen alle so-
zialen und kulturelien Errungenschaiten der letzten Jahrzehnte zu-
nichte gemacht, soll das Schweizervelk auf den Lebensstandard seiner
GroBvéter zuriickgeworfen werden. Und wozu das alles? Weil sich
im Kopfe einiger Exportindustrieller die Idee festgesetzt hat, die
schweizerische Wirtschaft kénne nur blithen und gedeihen, wenn die
schweizerischen Exportmengen sich moglichst den Rekordzahlen der
Jahre 1928 und 1929 annihern. Deshalb der riicksichtslose Abbau,
deshalb die gewaltsame Umkrempelung der gesamten schweizerischen
Wirtschalt! Daf} seither gewichtige Strukturwandlungen in der euro-
naischen Wirtschaft Platz gegriffen haben, daB8 zahlreiche Agrarlander
sich weitgehend industrialisiert haben, dafl neue Konkurrenten auf-
getaucht sind, dafl viele ehemalige Absatzgebiete unserem Export vor-
aussichtlich fiir alle Zeiten verschlossen bleiben werden — dies alles
bedenken die Exportindustriellen nicht. Sie bedenken nicht, daf seit
Jahren ein stiller, aber tiefgreifender Anpassungsprozef an die ver-
inderten Verhiltnisse in unserer Industrie vor sich geht. Ein An-
passungsprozel}, der sich in einer vermehrten Deckung des inlindischen
YWarenbedarfes durch die inlandische Produktion, in der fortschreiten-
den Umstellung ehemals exportierender Industrien auf den Inlands-
markt dulBlert. In der Landwirtschaft sieht dieser Anpassungsprozell
nicht anders aus: wir erinnern blof} an die v&llige Unterbindung der
Einfuhr ausldndischer Butter und die Deckung des Butterbedarfes aus-
schlieBiich durch Eigenproduktion — eine Folge des katastrophalen
Riickgangs der Kise- und Kondensmilchausfuhr, durch die genug Milch
zur Verbutterung frei geworden ist. Auf der gleichen Ebene bewegen
sich die Bestrebungen zur Férderung des einheimischen Getreide-,
Frihgemiise- und Weinbaus: iiberall sucht man, die Bauernbetriebe
auf Produktionsarten hinzulenken, fiir die im Inland Absatzmoglich-
keiten vorhanden sind, um auf diese Weise den Exportausfall nach
Maglichkeit auszugleichen.

Aber diese Umstellung der Wirtschaft auf den Inlandsmarkt — eine
Umstellung, die in allen Lindern der Welt mehr oder weniger geschickt
und erfolgreich versucht wird —, ist an eine Voraussetzung gekniipft:
an eine aufnahmewillige und aufnahmefihige, das heilit an eine kauf-
kriftige inlindische Konsumentenschaft. Wer soll unsere iiber dem
Weltmarktniveau liegenden Milch-, Butter- und Weinpreise, unsere im
Verhidltnis zu vielen europiischen lindern tiberhchten Preise fiir
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Mébel, Kleider, Radioapparate usw. zahlen, wenn der schweizerische
Arbeiter und Angestellte gemdB den Vorschligen des Handels- und
Industrievereins auf den Lebensstandard des italienischen, &ster-
reichischen oder deutschen Arbeiters herabgedriickt wird? Die Ver-
fasser der Eingabe wissen nun allerdings ganz genau, daBl der Preis-
schutz, der heute zugunsten der Inlandsindustrie wirksam ist, nicht auf-
rechterhalten bleiben kann, wenn Lohne, Gehilter, Unterstiitzungen
um 20 Prozent gesenkt werden. Daher fordern sie — allerdings noch
ziemlich verklausuliert — den »Abbau handelspolitischer, preisver-
teuernd wirkender MaBnahmen«. Damit aber wird im Grunde nichts
anderes bezweckt als die allmidhliche Wiederdéffnung der Grenzen
fiir wohlfeile auslindische Konkurrenzprodukte, um langsam, aber
sicher den heute bestehenden Preisschutz zu unterhdhlen und schlief3-
lich vollig niederzureiBen. Mit diesem Preisschutz stehen und fallen
jedoch groBe Teile unserer Inlandsindustrie und unserer Landwirt-
schaft. Wir verraten kein Geheimnis, wenn wir mitteilen, daf} in den
Reihen der vorwiegend auf den Inlandsmarkt angewiesenen Industriel-
len und auch in manchen Handelskreisen {iber die Eingabe des Vor-
ortes des Handels- und Industrievereins alles eher als Begeistereung
herrscht. Man empfindet dort die einseitige exportindustrielle Ein-
stellung des Vorortes zuweilen als eine schwere Belastung des eigenen
Existenzkampfes. Was soll aus der gesamten inlandorientierten In-
dustrie werden, wenn der Preisschutz {allt? Und was, wenn der Preis-
schutz zwar bestehen bleibt, die Konsumenten zu Stadt und Land aber
durch weiteren Lohn- und Einkommensschwund auBlerstande gesetzt
werden, ihren Bedarf in gewohnter Weise und im bisherigen Umfange
zu decken? Schon klagen verschiedene Industrien, die sozusagen aus-
schlieBlich auf die inlandische Kiauferschaft angewiesen sind und die
sich noch im Jahre 1933 einer recht guten Konjunktur erfreuten (nim-
lich die Bekleidungsindustrie, die Schokoladenindustrie, die Tabak-
industrie und die Seifenindustrie), iiber ein fiihlbares Nachlassen der
Bestellungen — eine Erscheinung, die mit dem bisher vorgenommenen
Lohn- und Preisabbau im engsten Zusammenhang steht. Auch der Kon-
junkturriickgang im Baugewerbe ist nicht so sehr auf eine fatsdchliche
Deckung des Bedarfs an Neubauwohnungen zuriickzufiihren als viel-
mehr auf eine verminderte Nachfrage nach neuen, komfortablen Woh-
nungen, und dies infolge des Einkommensschwundes bei breiten Volks-
massen. Hort man doch aus verschiedenen Stidten und Ortschaften
des Schweizerlandes, daBl ein reder Umzud von gr6Beren in kleinere
und von neuen in alte, billigsere Wohnungen eingesetzt hat. Wo soll
das alles enden, wenn die Abbaupolitik weitergetrieben wird? Soll
das Kapital, das zur Erméglichung der Umstellung auf den Inlands-
markt in der schweizerischen Industrie investiert worden ist, verloren-
gehen? Den Einsichtigen unter unseren Industriellen behagt der kon-
sequente Abbaukurs des Vorortes ihres Verbandes durchaus nicht —
doch wagen sie es nicht, gegen die exportindustrielle Richtung, die
einen heute durch nichts mehr zu rechtfertidenden Vorrang in der
Verbandspolitik genieBt, zu rebellieren.
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Die Exportindustriellen bemiihen sich allerdings, zur Begriindung
ihrer Postulate Argumente anzufiihren, die auf den ersten Blick fiir
denjenigen, der nicht volkswirtschaftlich, sondern nur privatwirtschaft-
lich zu denken gewohnt ist, bestechend erscheinen. An Hand eines
reichen Zahlenmaterials wird der Ausfall dargestellt, den unsere Aus-
fuhr seit dem Jahre 1928 zu verzeichnen hat, und die Schuld daran
wird weitgehend den hohen Lebenshaltungs- und Produktionskosten
zugeschrieben. Derjenige, der die Eingabe liest, ohne grole Kennt-
nisse der schweizerischen und der europiischen Wirtschaftssituation
zu besitzen, kénnte in der Tat zu der Schlufifolgerung gelangen, daf3
die schweizerische Wirtschaft aus dem letzten Loche pfeife, und daB
die Konjunkturlage in andern Landern um so besser ist, je geringer
das Lohnniveau und je giinstiger daher — nach Ansicht der Verfasser
der Eingabe — die Konkurrenzbedingungen der betreffenden Indu-
strien sind.

Wie sind diese Zusammenhidnge in Wirklichkeit? Zugegeben, dal
das schweizerische Lohnniveau auch heute, trotz dem bereits vorgenom-
menen Abbau, immer noch {iber demjenigen der meisten Linder liegt,
mit Ausnahme der Vereinigten Staaten und (wenn man auf den Real-
lohn, nicht aber auf den Nominallohn abstellt) etwa noch Englands
und Skandinaviens. Wie aber verhilt es sich mit dem Export? Von
1929 bis 1934 betrug der Riickgang der schweizerischen Austfuhr 64 Pro-
zent — gewil} ein harter Schlag fiir die auf Auslandsabsatz angewiesene
Industrie, Aber Frankreich beispielsweise, dessen Lohnniveau rund
ein Drittel unter dem unsrigen liegt, hat seit 1929 einen prozentual
denau so starken Exportausfall erlitten, die T'schechoslowakei, deren
Lohne knapp die Hilfte der schweizerischen erreichen, weist einen
Exportausfall von rund 65 Prozent auf und Italien gar einen solchen
von 66 Prozent, trotzdem das dortige Niveau einen fiir uns kaum vor-
stellbaren Tiefstand innehilt. Und die Ausfuhr aus Deutschland, das
neben dem Mittel des radikalen Lohnabbaus nun auch das der offenen
und verkappten Ausfuhrprimien ausprobiert, war im Jahre 1934 sogar
um 67 Prozent geringer als im Jahre 1929,

Wir wollen unsere Leser nicht durch allzu viele Zahlenbeispiele
ermiiden. Festgestellt sei noch, dal der Anteil der schweizerischen
Ausfuhr am gesamten Exportwert aller Linder der Erde im Jahre
1929 1,21, im Jahre 1934 aber rund 1,4 Prozent betrug. Der Anteil
ist also nicht etwa — wie man aut Grund der Eingabe des Handels-
und Industrievereins hitte annehmen miissen — infolge des {iberhthten
schweizerischen Lohnniveaus und der iiberhéhten schweizerischen Pro-
duktionskosten gesunken, sondern ganz im Gegenteil gestiegen. Ein
Umstand, der wirklich nicht dafiir spricht, da} die Konkurrenzbedin-
gungen der Schweiz schlechter sind als diejenigen anderer Lénder.
Der Riickgang des schweizerischen Exportes liegt nicht in zu hohen
Preisen begriindet, sondern darin, daB die Kaufkraft in fast allen
Absatzgebieten stark gesunken ist, dafl die einzelnen Staaten sich mehr
und mehr abschlieBen, und daB die meisten dazu iibergegangen sind,
ihren Bedarf nach Méglichkeit im eigenen Lande zu decken. Im Rahmen
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der allgemeinen Welthandelskrise aber hat sich gerade der schweize-
rische AuBlenhandel verhidltnismaBig sehr gut gehalten.

Wir kommen zum Schlu, Wir haben festdestellt, daBl die Be-
ziehungen zwischen Lohnhthe und Exportmenge nicht so gradlinig
sind, wie in exportindustriellen Kreisen irrtiimlicherweise angenommen
wird. Die Beispiele anderer Linder, namentlich dasjenige Deutsch-
lands, lehren uns, dal wir von einem Lohnabbau, und mag er noch so
riicksichtslos sein, keineswegs mit Sicherheit oder auch nur mit grofer
Wahrscheinlichkeit eine Belebung unseres Exportes erwarten koénnen,
Wir haben ferner festgestellt, daB der Abbau — bei einem durchaus
zweifelhaften Nutzeffekt fiir die Exportindustrie -— nicht nur den lohn-
arbeitenden Massen, sondern der gesamten schweizerischen Binnen-
wirtschaft, der Inlandsindustrie, der Bauernsame, dem Gewerbe sicheren
und schweren Schaden zuliigen wird. Wir haben drittens festgestell,
daB bereits die Abbaupropaganda geeignet sein kann, die Wirtschaft
zu ldhmen und die Krise zu verschirfen.

Die Arbeiterschaft befindet sich also -— nicht blo standespolitisch,
sondern gesamiwirtschaftlich gesechen — auf dem richtigen Wege, wenn
sie dem Abbau entschieden entgegentritt.

Die Wirtschaltspolitik der Angestellten
Von M. Gridazzi

Der politischen und wirtschaftspolitischen Haltung des sogenannten
Mittelstandes kommt innerhalb der heutigen Gesellschaft eine beson-
dere Bedeutung zu. Eine Betrachtung seiner wirtschaftspolitischen
Ideen beansprucht deshalb, gerade auch im Hinblick auf die nichsten
vor uns liegenden groBen sozialen Kampfe, ein erhdhtes Interesse. Wir
versuchen im folgenden, allerdings nur stichwortartig, die entscheiden-
den Etappen dieser Politik zur Darstellung zu bringen.

Eine zielbewufBite, klare Mittelstands- oder Angestelltenpolitik
setzte erst in der Nachkriegszeit ein. Krieg und Nachkriegszeit bildeten
zeitlich die entscheidenden Epochen, die dem sowchl soziologisch als
auch ideologisch nur schwer zu erfassenden »Mittelstand« den ersten
schweren StoB} versetzten und ihn zur politischen Stellungnahme ge-
radezu zwangen. Zwar bestanden schon lange Zeit vorher namhafte
Verbinde der Angestellten; ihre Aufgabe hatte aber bis anhin in der
Hauptsache darin bestanden, ihren Mitgliedern Gelegenheit zur Be-
rufsausbildung und namentlich auch zur standesgemiflen Geselligkeit
zu vermitteln. Um eigentliche Gewerkschaftsfragen kiimmerten sie
sich wenig. lhre soziale und gesellschaftliche Stellung erschien ihnen
fiir ewige Zeiten gesichert. Die Frage ihres sozialen Aufstieges war
héchstens eine Frage der Zeit und stand ihrer Meinung nach in keinem
Zusammenhang mit den soziologischen Gegensitzen innerhalb der Ge-
sellschaft. Sie erkannten deshalb auch in ihren Arbeitgebern weniger
die Exponenten einer andern sozialen Klasse als vielmehr die ihnen

226



	"Zunächst einmal 20 Prozent" : Bemerkungen zum Abbauprogramm des Handels- und Industrievereins

